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Bauleitplanung Stadt Weiterstadt

„1. Satzung gemäß § 34 Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 BauGB (Ergänzungs

satzung) für den Stadtteil Gräfenhausen"

Beschlussempfehlungen zu den eingegangenen

Stellungnahmen und Anregungen

im Rahmen der Öffentlichkeitsbeteiligung gem. § 3 Abs. 2 BauGB
und

Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange gem. §

4 Abs. 2 BauGB (Frist bis zum 04.02.2013).

Weiterstadt, den 10.12.2013

Stellungnahmen und Anregungen

Regierungspräsidium Darmstadt 06.02.2013

HSE Technik GmbH & Co. KG 31.01.2013

Landkreis Darmstadt-Dieburg, Naturschutz und Landschaftspflege

Untere Naturschutzbehörde 31.01.2013

Hessen Mobil Straßen- u. Verkehrsmanagement 18.01.2013

Stellungnahme ohne Anregungen

Wasserverband Schwarzbachgebiet Ried 18.12.2012

Landeswohlfahrtsverband Hessen 20.12.2012.

Stadtwerke Weiterstadt 03.06.2013

Keine Stellungnahme abgegeben haben

Schutzgemeinschaft Deutscher Wald

Naturschutzbund Deutschland, Ortsgruppe Walldorf

Landesjagdverband Hessen

Magistrat der Stadt Weiterstadt - Straßenverkehrsbehörde

Botanische Vereinigung für Naturschutz in Hessen e.V.

BUND Landesverband Hessen e.V.

Hess. Gesellschaft f. Ornithologie und Naturschutz

NABU Kreisverband

Stellungnahmen Privater

Stellungnahmen Privater wurden nicht abgegeben
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Die folgenden Beschlussempfehlungen zu den eingegangenen Anregungen werden als Stellungnahmen der Stadt Weiterstadt beschlossen:
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31. Januar 2013

Baulchplannng der Stadt Weücrstadt

1. Satznng gcmäD § 34 Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 BauGB (ErgänzungsaateunB) für den Stadllefl

Grfifenhaujeo

hier Stellungnahme gemäß § 4 (2) BauGB

Bezug: Ihr Schreiben vom 13, Dezember 2012, Az.: ÜV2 610-10

wil

Sehr geehrte Damen und Herren,

seitens des Landkreises Darmsuult-Dieburg wird in vorstehender Angelegenheit wie folgt Stellung

Unter* Wö«erbch6rde

Das Vorhaben liegt innerhalb der Zone in B des festgesetzten WasserschutzgebieteszumSchutz

der Trinkwassergewtnnungsanlagen des Oemeindcvcrbandcs Gruppenwasserwerk „Oerauer

Land". In diesem Zusammenhang verweist die Untere Wasserbehdide aufdie Schutzgebietsver-

ordnung vom 22.10.1970 und die daraus folgendenNutzungsbeschrfokungßn(StAnz.: 49/1970

S.2317).

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

Der
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DasVorhaben lieyt außerhalb eines festgesetzten Überschwemmungsgebietes im Sinne des § 46
Abs. 1 des Hessischen Wassergesetzes (HWG).

Aufgrund der Lagedes Planungsgebietes am Gewässer (Graben, der in den Mahlbach mündet)

wird auf§ 36 des Wasserhaushaltsgcsetzes(WHG)hingewiesen. Demnach sindAnlagenan Ge-

wBssem so zu unterhalten und zu betreiben, dass Gewtoscnintcrhaltungsarbeilen oder gefahien-

abwehrende Maßnahmen nicht mehr erschwert werden, als den Umstandennach unvermeidbar

und die Bewirtschafiungsziele hinsichtlich ökologischen und chemischen Zustand nach § 27

WHG erreicht weiden können.

Das Vorhaben Hegt im räumlichen Geltungsbereich des „Grunctarasseibcwirtschaftungsplans

Hessisches Ricdu (StAnz. 21/1999 S. 16S9). Vom PlanungstrSgcr sind die stark schwankenden

Grundwasserstßnde zu beachten. Insbesondere im HinbltckeinerVermeidungvon GcbüudcschS-

den in Stedlungsbcreichen sind bei der Standortwahl und der Bauweise die Gefahren durch

grundwasserbedingte Setzungen infolge Austrocknung und Schrumpfung von Bodenschichten

mit setzungsempfindlicben organischen Bestandteilen oderVcmßssungcndurch zuhohe Grund-

wasserstflnde zu berücksichtigen.

Im Hinblick aufdie wasserwirtschaftlichen Belange ist der gemeinsame Erlass der zuständigen

Ministerien vom 23. Juni 1997 (StAnz. 25/1997 S. 1803) zu beachten.

Untere NatunschutebehSrde

Bei der gewühlten Satzungsart ist die EingrifFsregelung gemäß § 34 Abs. 5 Satz 4 BauGB anzu

wenden. Die gewühlte textliche Festsetzung lasst Vorhaben zu, die gemäß Anlage2 zu § 55 HBO

feaugenertmigtmgsfrci sind. Dadurch sind nicht nur vorhandene Gartenhüttcn zulässig, sondern

auch Eingriffe wie z.B. Antennenanlagen und Reitplatze. Um eine geordnete städtebauliche Ent

wicklung zu gewährleisten und um schonend und sparsam mitGrund und Bodengemäß § 1 a Abs,

2 BauGB umzugehen, sollten Vorgaben zur Art und Ausmaß der FISchenversiegelung durch

Gberbauung mit Hütten etc. gemacht werden. EineMassivbauweise bei Hütten sollte ausgeschlos
sen, eine Mindestvorgabe zur Bepflanzung mit heimischen Baum- und Strauchartcn getroffen

werden. Es sollte ferner geprüft werden, ob der vorhandene Baumbestand aufder Grabenparzelle

94/1 zum Erhall festgesetzt werden kann.

Wirtschaft, Standortentwicklung

Brand und Katastropbcnschutz
LSndllcher Raum

DA-DI Werk -Umwdtmaaagcmcnt-

DA-Dl Werk -Geb8udcman*gcment-

Untere Denkmalichutzbebörde

Schulscrvice

Es weiden keine Bedenken und Anregungen vorgetragen.

Mit freundlichen Grüßen

Im Auftrag

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

Die Eingriffsregelung ist bereits angewendet worden (s. Pkt. 7.0 der Begründung).

Darüber hinaus wird in die Begründung ein Hinweis auf § 1 a Abs. 3 S. 6 (BauGB

2013) aufgenommen, da es sich bei dem Bestand um vor der planerischen

Entscheidung -zumindest zum Teil mit Baugenehmigung - erfolgte Eingriffe handelt,

die gem. Kompensationsverordnung zu einer rechnerischen Aufwertung führen.

In der Satzung sind die Flächen als private Grünflächen mit der Nutzung „hausferner

Garten" festgesetzt. Mit dieser Nutzungsbeschränkung und der

Einfügungserforderiichkeit des § 34 BauGB ist die Zulässigkeit von Vorhaben

hinreichend steuerbar.

Es wird zu Kenntnis genommen, dass keine Bedenken und Anregungen vorgetragen

werden
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Magistrat der

Stadt Weiterstadt
Postfach 1155
64320 Weiterstadt

Bauleitplanung der Stadt Weiterstadt

ErgSnzungssaUung gemBß §34 (4) Srtil Nr.3 BauGB für den Stadtteil Grtfenhausen
Beteiligung noch § 4 (2) BauGB

Sehr geehrte Demen und Herren,

Es bestehen keine regionalplanerischen Bedenken gegen die o.g Vorhaben.

Der Geltungsbereich der o.g. Satzung überlagert kein Natur- oder Landschaftsschutzgebiet.

Bezüglich der zu vertretenden naturschutzfachlichen Belange verweise ich auf die Stellung

nahme der zuständigen unteren Naturschutzbehörde.

Aus der Abteilung Arbeitsschutz und Umwelt Darmstadt nehme ich wie folgt Stellung:

übersandt. Ich nehme aus Sicht der Abteilung Arbeitsschutz und Umwelt Darmstadt hierzu

wie folgt Stellung:

Obcrflächengcw&sser

Die Ergä'nzungssstzung überplant den/die Gewässerrandstrcifon des namenlosen Gewässers

Gemarkung Gräfenhausen, Flur 6, Flurstück 94/1. Auf die Vorgaben des § 38 WHG i. V. m.

§ 23 HWG wird deshalb hingewiesen. Zudem ist die Ziff. 2.0 (Plangehungsbereich) der Be

gründung zur ErgBnzungssaUung um dieses Flurstuck zu ergänzen und die Begrenzung des

Plangettungsbereiches im Westen und Süden entsprechend anzupassen.

Die Aufzählung der Rechtagrundlagen unter Ziff. 1.0 der Plandarstellung und Ziff. 3.0 der Be

gründung zur Ergänzungssatzung ist um das Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts (Was

serhaushaltsgesetz - WHG) sowie das Hessische Wassergesett (HWG) in der jeweils neuesten

Fassung zu erganzen.

0.00 bl* 16^0 Uhr

www^pdut«

64233 Darmstad«
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Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine regionalplanerischen Bedenken

bestehen.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

Der Hinweis auf das Wasserhaushaltsgesetz und das Hessische Wassergesetz wird

zur Kenntnis genommen.

Die Gewässerparzelle ist bereits in der Begründung Pkt. 2 aufgeführt; die

Schreibweise wird um den Nenner korrigiert. Der westliche und südliche Teil des

Gewässers soll nicht in den Geltungsbereich aufgenommen werden.

Die Auflistung der Rechtsgrundlagen wird ergänzt.
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Abwasser, anlagenbezogener Gewässerschutz

Für die Beurteilung der Abwasserbeseitigung ist der Kretsausschuss des Landkreises Dar-

mstädt-Dieburg • Gewässer und Bodonschutz • (Untere Wasserbehörde) zuständig.

ooaofiscnuiz

Folgenden Hinweis bitte ich in die textlichen Festsetzungen aufzunehmen:

• Bei allen Baumaßnahmen, die einen Engriff in den Boden erfordern, ist auf organolepti-

sche Auffälligkeiten zu achten. Ergeben sich bei den Erdarbeiten Kenntnisse, die den Ver

dacht einer schädlichen Bodenverunreinigung begründen, sind diese umgehend der zu

ständigen Behörde, dem Regierungspräsidium Darmstadt, Abteilung Arbeitsschutz und

Umweh Darmstadt Dezernat IV/Da 41.5, Bodenschutz, mitzuteilen. Darüber hinaus ist ein

Fachgutachter in Ahlastanfragen hinzuzuziehen.

Schädliche Bodenverunreinigungen im Sinne des § 2 Abs.3 Bundes-Bodenschutzgesetz

(BßodSchG) sind Beeinträchtigungen der Bodenfunktionen, die geeignet sind, Gefahren,

erhebliche Nachteile oder erhebliche Belästigungen für den einzelnen oder die Allge

meinheit herbeizuführen.

Aus der Sicht der Dezernate Grundwasser und Immissionsschutz bestehen gegen den Be

bauungsplanentwurf keine grundsätzlichen Bedenken.

Das Gebiet wurde in der Vergangenheit von mehreren 3ergbauberechtigungen überlagert

Derzeit bestehen noch zwei Erlaubnisse zur Aufsuchung von Erdwärme bzw. Sole und von

Kohlenwasserstoffen. Der Bergaufsicht sind gegenwärtig keine konkreten Aufsuchungsvor

haben dahingehend bekannt Es stehen kejrve Sachverhalte mit rechtlicher Verbindlichkeit

und abwägungsfähige Sachverhalte entgegen. Weitere Hinweise, Empfehlungen und Anre

gungen zum Umfang und zum Detaillierungsgrad der Umwettprufung habe ich im Rahmen

meiner Zuständigkeit nicht zu geben.

Ich beteilige den Kantpfmlttelr8umdienst im Rahmen von Bauleitplanverfahren ausnahms

weise nur dann, wenn von gemeindlicher Seite im Rahmen des Bauleitplanverfahrens konkre

te Hinweise auf das mögliche* Vorkommen von Kampfmitteln erfolgt sind. In dem mir von Ih

nen zugeleiteten Bauleitplanverfahren haben Sie keine Hinweise dieser Art gegeben.

Deshalb habe ich den zentralen Kampfmittelräumdienst nicht beteiligt Es steht Ihnen jedoch

frei den Kampfmittelräumdienst direkt zu beteiligen. Mündliche Anfragen können Sie richten

an Herrn Schwetzler, Tel. 06151 -125714.Schriftlich Anfragen sind zu richten an das Regie-

rungsprästdium Darmstadt Dezernat 118, Zentraler Kampfmittelräumdienst.

Mit freundlichen Grüßen

Im Auftrag!

Karin Schwab

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

Eine Übernahme des Hinweises in die Ergänzungssatzung erfolgt nicht da durch die
Satzung kein eigenständiges Baurecht geschaffen wird. Die gesamte Fläche wird als

private Grünfläche mit der Nutzung „hausferner Garten" festgesetzt.

Die Begründung wird um einen Hinweis zum Umgang mit Bodenverunreinigungen

ergänzt.

Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine grundsätzlichen Bedenken der

Dezernate Grundwasser und Immissionsschutz bestehen und keine Anregungen

vorgebracht werden.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.



«tTtcWttOHM D t$. *C »crtK* »II41. «4211

Stadt Weilerstadt

Technische Verwaltung

Rledbahnstr. 6

64331 Weiterstadt

EINGANG

Q&FEB.2O13

Stadt welterstadt

«SSTKtattCebHBCoKO

TthtM MIS1701-81U

Banteitplanung derStadt Weitrottdl
Bplan 'Erginxugssatzuiig für den StadtteÜ) Gräfenhausen"
Sttllnngjutlune zum Entwurf nach 14 Abs. 2 BauGB

Sehr geehrte Damen und Herren.

unser Unternehmen errichtet ün Auftrag der Verteüaettbetreiber (VNB) Rhdn-Main-Neck»r
GmbH 8 Co. KG. Frankfurter Str. 100,64293 Dannstadt Strom- und Gasverteüungsnetze. Des
weiteren errichten wir im Auftrag der HEAG Südhessischen Energie AG tHSE AOTebenfato
Frankfurter Sir. 100.64293 Dannstedt. StraEenbeleuchrungs-. Femwanne-. Femwirk-und
Uff—^——j -> -

Im Auftrag des VNB Rhein*Main-Neckar GmbH 6 Co. KG und dw HSE AG haben wir die
vorgelegte Planung geprüft und nehmen wie folgt Stellung:

In Schneppenhansen sind wir Netzbetreiber der Spanen Sirom. Gas und Wasser.

Gegen die vorliegende Planung bestehen keine Bedenken.

Bei der weiteren Planung bitten wir zn beachten:

Innerhalb des Geltungsbereiches befinden sich Betriebsmittel des VNB biw. der HSE AG. Bei
einer Entwidmang derWegeparzeHen sind die Betriebsmittel Im Grundbuch dinglich za sichern
Notwendige Leftungsumledungen gehen zu Lasten des Veranlassen bzw. werden nach
geltenden Vertragen geregelt und sind rechtzeitig mit uns abzusprechen.

Falls im Rahmen der Baumaßnahme Anpaanzungsmafinahmen im Bereich der Ulmngstrassen
geplant sind, ist zu beachten, dass defwunetnde Bäume It DIN18920 und den technischen
Richllinien GW 125 einen Mindestabstand von 2.5 m zu unserer Versorgungsleitungen
aufweisen müssen. Wird dieserAbstand unterschritten, so sind die Leitungen gegen
WurzdemwWajngen zu sichern, oder die Standorte der Bäume dementsprechend zu
verschieben. Pflanzmaßnahmen im Nahbereich unserer Betriebsmille] sind deshalb vorher mit
uns abzustimmen.

Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine Bedenken bestehen

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Es ist nicht vorgesehen im

Geltungsbereich des vorliegenden Bauleitplans Wege zu entwidmen.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Es ist nicht vorgesehen im

Geltungsbereich des vorliegenden Bauleitplans Pflanzungen im öffentlichen Bereich

vorzunehmen.
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Hessen Mobil

Straßen- und Verkehrsmanagement

Darmstadt
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HESSEN

Bautoltplanung der Stadt Wdtorstedt;

-1. Satzung 0»mäft § 34 Abs. 4 Satz 1 Nr.3 BauGB (Erginzungssaiztmg)

für dsn Stadtteil Grfifenheusen

• 1. Salzung gemflA § 34 Abs. 4 Satz 1 NrJJ BauGB (Ergänzungssatzung)

für den Stadtteil Schiteppenhausen

hier: Behördenbettttlgung gemfifi § 4 Abs. 2 BauGB

Ihr Schreiben vom 13.12.2012; Ihr Zeichen: Hl/2 610-10 wil

Sehr geehrte Damen und Herren,

gegen die oben genannten beiden Satzungen bestehen seitens Hessen Mobil
keine Einwände.

Zu unserer Entlastung senden wir Ihnen einen Satz der Bauleltplanuntertagen
wieder zurück.

FochBcho Hinweise:

• Gegen den Straßenbautesttrfiger von klassifizierten Straßen bestehen

kein© Ansprüche auf Durchführung von Schutzmaßnahmen aufgrund
desBImSchG.

6LZ:SCO900C0

Sl-Hr..04W2ftC
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Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine Anregungen vorgebracht werden.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
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Anlage 2

Im Herzen von Rhein-Main 1,1

Satzung der Stadt Weiterstadt über die Einbeziehung einzelner

außenbereichsgrundstücke zur ergänzung für die ortslage gräfenhausen

„1. Satzung gemäß § 34 Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 BauGB (Ergänzungssatzung) für

den Stadtteil Gräfenhausen"

1.0 Rechtsgrundlagen

Der Satzung liegen die Vorschriften des Baugesetzbuches (BauGB) In der Fassung der

Bekanntmachung vom 23. September 2004 (BGBI. I S. 2414), zuletzt geändert durch Artikel 1 des

Gesetzes zur Förderung des Klimaschutzes bei der Entwicklung in den Städten und Gemeinden vom

22. Juli 2011 (BGBI. IS. 1509)

der Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 27.01.1990 (BGBI. I,

S. 132), zuletzt geändert durch Gesetz vom 22.04.1993

und der Hessischen Bauordnung (HBO) in der Fassung vom 18. Juni 2002 (GVBI. I S. 274), zuletzt

geändert durch Artikel 12 des Gesetzes vom 6. September 2007 (GVBI. I S. 548) zugrunde.

2.0 Plangeltungsbereich

Der Geltungsbereich der Satzung.

Freihaltefläche für Lärmschutzwall

Stadt Weiterstadt, Technische Verwaltung, Fachdienst Hc



3.0 Ergänzungsflächen

Für den in der beigefügten Planzeichnung dargestellten Geltungsbereich wird nach § 34 Abs. 4 Satz 1

Nr. 3 BauGB festgesetzt, dass die Flächen in den im Zusammenhang bebauten Ortsteil einbezogen

werden. Die Zulässigkeit von Vorhaben innerhalb der Ergänzungsflächen richtet sich nach § 34 BauGB

soweit sie nach den in Absatz 4 dieser Satzung aufgeführten einzelnen Festsetzungen zulässig sind.

4.0 Festsetzungen nach § 34 Abs. 5 Satz 2 zu einzelnen planungsrechtlichen Festsetzungen

gemäß § 9 Abs. 1 und 3 Satz 1 BauGB sowie bauordnungsrechtliche Festsetzungen gemäß

§ 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 81HBO

4.1. Die gesamte Ergänzungsfläche wird als private Grünfläche (§ 9 Abs. 1 Nr. 15) mit der Nutzung

„hausferner Garten" festgesetzt. Zulässig sind nur Vorhaben, die gemäß Anlage 2 zu § 55 HBO

genehmigungsfrei sind.

4.2. Die in der beigefügten Planzeichnung durch eigene Signatur gekennzeichnete „Freihaltefläche für

LärmschutzwaH" mit einer Breite von 27 m zum bestehenden westlichen Fahrbahnrand der BAB A5

wird als von der Bebauung freizuhaltende Fläche für besondere Anlagen und Vorkehrungen zum

Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen und sonstigen Gefahren im Sinne des Bundes-

Immissionsschutzgesetzes festgesetzt (§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB).

4.3 Im Bereich der gesamten Ergänzungsflächen ist das Niederschlagswasser (Dachflächenwasser

sowie das auf den Verkehrsflächen anfallende Oberflächenwasser) zu versickern oder zu nutzen.

5.0 In-Kraft-Treten

Die Satzung tritt mit der Bekanntmachung in Kraft (§ 10 Abs. 3 Satz 4).

6.0 Verfahren

Aufstellungsbeschluss am: 29.03.2012

(§2(1) BauGB)

Offenlage vom: 03.01.2013

(§ 3 (2) BauGB) bis: 04.02.2013

Satzungsbeschluss am:

(§10 BauGB)

Bekannt gemacht am:

(§10 BauGB)

Beglaubigt

chbau Umwelt Planung, 19.06.2012
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Ergänzungssatzung

„1. Satzung gemäß § 34 Abs. 4 Satz 1

Nr. 3 BauGB (Ergänzungssatzung)

für den Stadtteil Gräfenhausen"

Begründung gem. § 2a BauGB

Fachbereich Technische Verwaltung, Fachdienst Hochbau - Umwelt - Planung



Begründung zur Ergänzungssatzung „1. Satzung gemäß § 34 Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 BauGB (Ergänzungssatzung) für

den Stadtteil Gräfenhausen"

1.0 Planungsanlass und Planungsziele

Anlass der Planung ist die Erklärung der Unteren Naturschutzbehörde, die aufgrund ih

rer Einschätzung des Planungsrechts im vorliegenden Fall zu der Schlussfolgerung ge

kommen ist, dass die gegenwärtige Gartennutzung illegal sei. Sie sieht sich gezwungen

kostenpflichtige Beseitigungsanordnungen zu erlassen, falls durch die Stadt keine pla

nungsrechtliche Legalisierung des Zustandes der betroffenen Grundstücke erfolgt.

Als planungsrechtliches Instrument kommt hierfür die Ergänzungssatzung gem. § 34

Abs. 4 Satz 1 Nr 3 in Frage. Hierbei werden ein oder mehrere Grundstücke per Sat-

zungsbeschluss dem Innenbereich zugeordnet. Durch einzelne Festsetzungen, entspre

chend dem Katalog des § 9 BauGB, kann aus städtebaulichen Gründen die Nutzung

weitergehend gesteuert oder beschränkt werden.

Ziel der Planung ist die Sicherung der langjährigen Nutzung als wohnungsferne Gärten.

2.0 Plangeltungsbereich

Der Geltungsbereich der Ergänzungssatzung umfasst die folgenden Grundstücke: Ge

markung Gräfenhausen, Flur 6, Flurstücke Nr.: 2-16, 23, 24 und 94 tlw. Er wird begrenzt

im Norden durch die Böschung der Brücke der Wixhäuser Straße über die BAB A5, im

Osten durch die 6-spurige BAB A 5, im Süden durch das mit Bebauungsplan aus dem

Jahre 2011 festgesetzte Mischgebiet „In den Wernäckern" und im Westen durch das im

Bebauungsplan „Längs der Bundesautobahn" aus dem Jahre 1967 festgesetzten Ge

werbegebiet.

3.0 Rechtsgrundlagen

Folgende Rechtsgrundlagen werden bei der Aufstellung des Bebauungsplanes in der

jeweils gültigen Fassung berücksichtigt:

Baugesetzbuch (BauGB)

- Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung

- BauNVO)

Hessische Bauordnung (HBO)

4.0 Verfahren

Gemäß § 34 Abs. 6 BauGB gelten die Vorschriften des BauGB über die Aufstellung von

Bauleitplänen auch für die Aufstellung der sog. Innenbereichssatzungen. Die vorliegen

de „1. Satzung gemäß § 34 Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 BauGB (Ergänzungssatzung)

für den Stadtteil Gräfenhausen" erfüllt die Kriterien zur Anwendung des § 34 Abs. 5

BauGB. D.h.:

• die Aufstellung ist mit einer geordneten städtebaulichen Entwicklung vereinbar,

• es wird nicht die Zulässigkeit von Vorhaben begründet die einer Pflicht zur Durchführung

einer Umweltverträglichkeitsprüfung unterliegen und

• es bestehen keine Anhaltspunkte für Beeinträchtigungen der Erhaltungsziele und der

Schutzzwecke der Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung und der Europäischen

Vogelschutzgebiete im Sinne des Bundesnaturschutzgesetzes.

Somit kann das Bauleitplanverfahren als Ergänzungssatzung durchgeführt werden.

Stadt Weiterstadt, Technische Verwaltung, Fachdienst Hochbau - Umwelt - Planung 19.06.2012 Seite 2



Begründung zur Ergänzungssatzung „1. Satzung gemäß § 34 Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 BauGB (Ergänzungssatzung) für

den Stadtteil Gräfenhausen"

5.0 Übergeordnete Planungen

5.1 Raumordnung und Landesplanung

Das Plangebiet ist im Regionalplan Südhessen/ RegFNP 2010 als .Vorranggebiet Sied

lung - Bestand' ausgewiesen.

5.2 Flächennutzungsplan

Der rechtswirksame Flächennutzungsplan der Stadt Weiterstadt stellt das Plangebiet als

.Grünfläche - Zweckbestimmung Kleingarten - Bestand' dar. Die Ergänzungssatzung ist

somit aus dem Flächennutzungsplan entwickelt.

6.0 Planungskonzept / Planungsinhalte

Für den in der Planzeichnung dargestellten Geltungsbereich wird nach § 34 Abs. 4 Satz

1 Nr. 3 BauGB festgesetzt, dass die Flächen in den im Zusammenhang bebauten Orts

teil einbezogen werden. Somit richtet sich die Zulässigkeit von Vorhaben innerhalb der

Ergänzungsflächen grundsätzlich nach § 34 BauGB.

Der Gesetzgeber eröffnet zusätzlich die Möglichkeit einzelne planungsrechtliche Fest

setzungen nach § 9 Abs. 1 BauGB zu treffen. Von dieser Möglichkeit soll Gebrach ge

macht werden, um eine städtebaulich geordnete Entwicklung zu sichern.

6.1 Festsetzungen nach § 34 Abs. 5 Satz 2 zu einzelnen planungsrechtlichen Festsetzun

gen gemäß § 9 Abs. 1 und 3 Satz 1 BauGB sowie bauordnungsrechtliche Festsetzungen

gemäß § 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 81HBO

Um das Planungsziel zu erreichen wurden folgende Festsetzungen getroffen:

• Die gesamte Ergänzungsfläche wird als private Grünfläche (§ 9 Abs. 1 Nr. 15)

mit der Nutzung „hausferner Garten" festgesetzt. Zulässig sind nur Vorhaben, die

gemäß Anlage 2 zu § 55 HBO genehmigungsfrei sind.

• Die durch eigene Signatur gekennzeichneten „Freihaltefläche für Lärmschutz-

wall" mit einer Breite von 27 m zum bestehenden westlichen Fahrbahnrand der

BAB A5 wird als von der Bebauung freizuhaltende Fläche für besondere Anlagen

und Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen und sonsti

gen Gefahren im Sinne des Bundes-Immissionsschutzgesetzes festgesetzt (§ 9

Abs. 1 Nr. 24 BauGB). Somit wird der Errichtung einer späteren Lärmschutzein

richtung entlang der BAB A 5, für deren planungsrechtliche Sicherung bereits ein

Aufstellungsbeschluss gefasst worden ist, Rechnung getragen.

• Da nicht beabsichtigt ist eine eigene über den Bestand gehende Infrastruktur zu

errichten wird festgesetzt, dass im Bereich der gesamten Ergänzungsflächen das

Niederschlagswasser (Dachflächenwasser sowie das auf den Verkehrsflächen

anfallende Oberflächenwasser) zu versickern oder zu nutzen ist.

7.0 Grünordnerische Belange

Durch die vorliegende Satzung wird kein ausgleichsrelevanter zusätzlicher Eingriff in Na

tur und Landschaft vorbereitet. Die Satzung dient lediglich der Legalisierung eines seit

Jahrzehnten bestehenden Zustandes der wohnungsfernen Gartennutzung.
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Begründung zur Ergänzungssatzung „1. Satzung gemäß § 34 Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 BauGB (Ergänzungssatzung) für

den Stadtteil Gräfenhausen"

Als Voreingriffszustand könnte eine intensive Ackernutzung angenommen werden. Der

Nacheingriffszustand entspricht dem gegenwärtigen Bestand und kann als Kleingar

tenanlagen mit überwiegendem Ziergartenanteil angesprochen werden.

Die im Folgenden angeführte Zusammenstellung der Nutzungstypen gemäß An

lage 3 zu Kompensationsverordnung zeigt eine Erhöhung der Wertigkeit um 4

Wertpunkte/qm. Eine weitergehende Betrachtung der Eingriffs-/Ausgleichs-

thematik und die Festsetzung von eventuellen Ersatzmaßnahmen ist nicht erfor

derlich.

Zusammenstellung der Nutzungstypen gemäß Anlage 3 zu Kompensationsverordnung

Typ-Nr.

11.191

11.223

Standard-Nutzungstypen

Acker, intensiv genutzt

Kleingartenanlagen mit überwiegendem Ziergar

tenanteil, hoher Anteil Ziergehölze, Neuanlage

strukturreicher Hausgärten

WP je

qm

16

20

8.0 Umweltbericht

Die Erstellung eines Umweltberichtes ist hier nicht erforderlich, da durch die im BauGB

festgelegten Voraussetzungen für eine Ergänzungssatzung (§ 34 Abs. 5 Satz 1) sicher

gestellt ist, dass trotz der Überplanung von Teilen des bisher zum Außenbereich ge

rechneten Bereichs keine umweltrelevanten Vorhaben ermöglicht werden. Es besteht

daher keine Pflicht zur Durchführung einer förmlichen Umweltprüfung.
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